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Verkündet

am 500 Mai 4961

I m N a m e n d e 8 V o l k e 5

In Sachen

ooooooooaacooaoooooooaooooooaoaaooooooocoooooao

Beklagten und Revisionsklägers,

q)

oooooooooooooooooooooooooaooooooooooooooo°oooao

2)

ooooooooooooaooaooaoooooooaoooo■ooavovooooooooo

Kläger und Revisionsbeklagte,

hat der 10„ Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 50‚Mai 4961‚

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr„ T e s m e r
als Vorsitzender,

Bundesrichter S a u t t e r
‚

und

Bundesrichter Dr„ B r o c k e
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter B o u r b e c k und

Bundessozialrichter W e i s h ä u p 1
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil

des Landessozialgerichts Berlin vom 5° April

4957 wird zurückgewiesen„

Der Beklagte hat den Klägern die außergericht—

Alichen Kosten des Revisionsverfahrens zu er—

statten°

V o n R e c h t s w e g e n „
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G r ü n d e
___—_“——_———

Die Kläger9 Witwe und Waise des im Jahre 4945 an den Folgen

einer Schädigung im Sinne des Berliner Krieg30pferversor—

gungsgesetzes (BKVG) vom 240 Juli 4950 und des Bundesvere

' sorgungsgesetzes (BVG) gestorbenen Siegfried G=:=4ä‚ er—

hielten auf Grund des Bescheides des Versorgungsamts (Ver—

sorgA) I Berlin vom 260 Mai 4952 seit 4950 Hinterbliebenen—

versorgung (Grund- und Ausgleichsrente)o Sie wurden in dem

Bescheid darüber belehrt‚ daß jede Änderung der persönli—

chen und wirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere der

Beginn und die Änderung eines Einkommens jeder Art‚unver—

züglich anzuzeigen seien und daß unrechtmäßig empfangene

Versorgungsbezüge zurückgezahlt werden müßten° Durch Be—

scheid der Landesversicherungsanstalt (LVA) Berlin vom
240 September 4952 wurde den Klägern auf ihren Antrag
rückwirkend vom 4° April 4952 an Witwen— und Waisenrente

aus der Rentenvereicherung ihres verstorbenen Ehemannes

' bzwo vaters bewilligt„ Die Klägerin zu 4) teilte dies am
420 Dezember 4952 unter Vorlage des LVA—Bescheides dem

VersorgA mit und bat gleichzeitig, bei der Höhe der Rück—

'zahlungsraten ihre wirtschaftlichen Verhältnisse zu be—

' rücksichtigeno Am 440 September 4955 bestätigte die LVA

dem VersorgA auf dessen Anfrage vom 80 September 4955 die

Angaben der Klägerin über Beginn und Höhe der Hinterblie—

benenrente° Durch Bescheid vom 450 März 4954 stellte das
VersorgA I Berlin nunmehr die Versorgungsbezüge der Klä—

ger unter Hinweis auf @62 Abso 4 BVG neu fest und er—
rechnete für die Zeit vom 40 Mai 4952 bis zum 500 April

4954 eine Witwenausgleichsrentenüberzahlung in Höhe von
monatlich 26,—- DM, insgesamt 624‚—— DM, die es zugleich

zurücki‘orderte° Zur Tilgung dieses Betrages behielt das

VersorgA einen Teil der laufenden Witwenrente und eine

Waisenrentennachzahlung in Höhe von 45‚—— DM ein (Beschei-

de vom 450 März 4954, 50 Mai 4955 und 470 Oktober 4955)‚
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‘ .
so daß die Überzahlung im Juli 1956 abgedeckt war„

Der gegen den Bescheid vom
550 März 1954 nur wegen der Rückforde—

rung erhobene Widerspruch dbr Kläger und ihre Klage sind ohne

Erfolg geblieben (Widersprubhsbescheid vom 5„ Mai 1954, Urteil

vom 120 September 1955)„

Auf die Berufung, mit der dhe Kläger beantragt haben‚ den Beklagten

unter Aufhebung bzw° Abänderung der Vorentsoheidungen zur Auszah—

lung einbehaltener Versorgungsbezüge in Höhe eines Teilbetrages

von 400, ——DM zu verurteile@, hat das Landessozialgericht (LSG)

Berlin durch Urteil vom 5 April. 1957 den Wider3pruchsbescheid

des Landesversorgungsamts( VersorgA) Berlin vom 50 Mai 1954 und,

das Urteil des Sozialgerich 3 (SG) Berlin vom 120 September 1955

aufgehoben‚ die Besoheide es VersorgA I Berlin vom 15° März 1954,

5° Mai 1955 und 170 Oktober 1955‚ soweit sich diese auf die Über—

zahlung von Versorgungsbez@gen beziehen, geändert und den Be—

klagten verurteilt, an die Kläger zurückbehaltene Versorgungsbe—

züge in Höhe von 400,-— DM}zu zahlen° Das LSG hat die Berufung
der Kläger als zulässig angesehen und in der Sache selbst aus—

geführt: Der Beklagte könnd nach 5 47 des Gesetzes über das Ver—
waltungsverfahren der Kris sopferversorgung vom 2° Mai 1955

(VeerG) nur die für die

Zjit

vom 1„ Dezember 1952 bis Ende Mai'

1955 überzahlté Witwenausg eichsrenté zurücki‘ordern9 da die Klä-icheides

der LVA vom 24 September 1952

nicht gewußt hätten und audh nicht hätten wissen müssen, daß ihnen

die Ausgleichsrente nicht mehr zugestanden habe(’ Diese Kenntnis

ger bis zum Eingang des Be

hätten sie erst etwa vom 11 Oktober 1952 an gehabt, sie hätten

aber erwarten können, daß der Beklagte die Versorgungsbezüge als—
bald

neu berechnen würde° Kür die Neufeststellung könne der Ver—

sorgungsbehörde selbst unter Berücksichtigung der damaligen Über-

lastung der Berliner Verso■gungsämter höchstens eine Frist von
sechs Monaten zugebilligt ierdeno Die Klägerin zu 1) habe daher

etwa ab 310 Mai 1955,

doho7rund

sechs Monate nach der Einkommens—

änderungsanzeige vom 120 Dezember 1952, nach Treu und Glauben
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nicht mehr mit einer Änderung der Versorgungsbezüge zu rech—
nen brauchen; nach diesem Zeitpunkt liege eine Kenntnis oder
fahrlässige UDKenntnis der Klägerin im Sinne des % 47 Abs° 2
VGTWVGnicht mehr vor° Die Rückforderung sei auch wirtschaft—
lich nicht vertretbar, weil das monatliche Durchschnitts—
einkommen der Klägerin zu 1) in der Zeit vom 4° April ■952 bis
zum 55° Jüni T936 niedriger als der monatliche ■urchschnittsé

satz der ungekürzten Grund—und Ausgleichsrente eines Er—
werbsuhfähigen einschließlich der Erhöhung gemäß 5 52 Abs„ 5
BVGfür denselben Zeitraum gewesen sei() Da der von den Klä—_
gern nicht beanspruchte Teil (224‚——DM) der vom VersorgA
einbehaltenen Bezüge dessen nur für die Zeit vom 4° Dezember
1952 bis zum 54„ Mai 4955 begründeten Rückforderungsanspruch

decke, sei der Beklagte antragsgemäß zur Rückzahlung von
400‚——DMzu V9rurteilen, ohne daß es einer Berechnung im
einzelnen bedürfeo

Das LSG hat die Revision zugelasseno

Gegen das am 45„ Mai 4957 zugestellte Urteil hat der Beklag—
te am 240 Mai “95? Revision eingelegt und diese nach Ver-
längerung der Begründungsfrist bis zum 150 August 1957 mit

einem am 250 Juli 4957 beim Bundessozialgericht (BSG) ein-
gegangenen SChi‘iftsatz begründete

_
Der Beklagte beantragt‚

unter Abänderung des angefochtenen Urteils
die Berufung gegen die Entscheidung des Sozial—
gerichts vom 42„ September 1955 zurückzuweisen,
hilfsweise‚

die Sache Zur anderweitigen Entscheidung an das
Landess02ialgericht Berlin zurückzuverweiseno

Er rügt zunächst eine Verletzung der 5% 556 ff der Zivil—
prozeßordnung (ZPO) mit der Behauptung, das LSG habe der
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Berufung stattgegeben, ohne das Urteil erster Instanz aufzuhe—

ben oder zu ändern; infolgedessen sei das die Klage abweisen—
de Urteil des SG nicht durch das Berufungsurteil ersetzt wor—

den„ Darüber hinaus habe d s LSG in den Gründen seiner Ent—
scheidung die Berufung als nicht begründet bezeichnet; das

stehe im Widerspruch zum U teilstenor„

In der Sache selbst sieht der Beklagte den 5 47 VeerG als ver—

letzt an„ Er ist der Ansicht, das Berufungsgericht habe die Kennt—

nis oder fahrlässige Unken tnis der Kläger von dem unrechtmäßigen

Empfang der Versorgungsbez ge für die Zeit bis zum Eingang des

LVA—Bescheides zu Unrecht erneint, weil die Kläger erwarten
konnten, daß ihrem Antrag uf Hinterbliebenenrente aus der Ren—

tenversicherung rückwirkend vom Zeitpunkt der Antragstellung an

entsprochen werden würde‚ (nd weil sie darüber belehrt worden

seien„ daß die rückwirkend Bewilligung dieser Rente die Minde—

rung oder den Wegfall der usgleichsrente zur Folge haben würde°

Zum mindesten hätte das LS die Voraussetzungen des % 47 Abs° 2

VeerGschonfür die Zeit äb«, Oktober4952als erfüllt ansehen
mü$seng da es selbst davon ausgegangen sei, daß die Klägerin von
diesem Zeitpunkt an gewußt habe, daß ihr die Ausgleichsrente

nicht mehr zustande Das an‘efochtene Urteil sei auch insoweit

fehlerhaft, als es für die Erteilung eines Neufeststellungsbe—

scheides eine Frist von se‘hs Monaten seit Eingang der Änderungs—

anzeige als angemessen angesehen habe° Diese Frist sei jedenfalls

für die Jahre 4952 und 495 zu kurz bemessen, weil die Berliner
Versorgungsämter damals besonders stark überlastet und personell
unzureichend besetzt sewes n seien° Schließlich habe das LSG

-bei der Prüfung der wirtsc aftlichen Verhältnisse nach 5 47 Abso2

Halbsatz 2 VeerG zu Unrec t das Durchschnittseinkommen der Klä—

gerin zu 4) für die Zeit me 4„ April 1952 bis zum 50° Juni 4956

zu Grunde gelegt" Maßgebend seien vielmehr die wirtschaftlichen

Verhältnisse in der Zeit, in der die Rückzahlung geleistet wor—

den sei? doh° frühestens va 15„ März 4954 an°
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Die Kläger beantragen, die Revision kostenpflichtig zurück—

2uweisen; sie halten das angefochtene Urteil für zutreffend°

Die durch Zulassung statthafte Revision (5 462 Abso 4 Nro 4

SGG) ist form- und fristgerecht eingelegt und begründet

worden (55 464, 466 SGG) und damit zulässig„ Sie ist jedoch—
nicht begründet°

Die aus den 55 556 ff ZPOhergeleitete Revisionsrüge greift
schon deshalb nicht durch, weil die Behauptung des Beklagten,

das LSG habe es unterlassen9 das Urteil erster Instanz auf—

zuheben, nicht zutrifft„ Tatsächlich hat das Berufungsge—

richt, wie sich aus der Sitzungsniederschrift vom 50 April

4957 und der in den Akten befindlichen Urschrift.des.an—.‚„

gefochtenen Urteils ergibt‚ im Tenor seines Urteils ausge—

sprochen, daß auf die Berufung der Widerspruchsbescheid vom
5° Mai 4954 und_das Urteil des SG Berlin vom 420 September
4955 aufgehoben werdeno Das die Klage abweisende Urteil des

SG ist somit durch das Urteil des LSG ersetzt wordeno

Soweit der Beklagte rügt, das LSG habe in den Gründen seines

Urteils — im Widerspruch zum Urteilstenor — die Berufung

‚als nicht begründet bezeichnet, trifft sein Vorbringen zwar

zu; jedoch handelt es sich insoweit, wie der Urteilsaus—

spruch und die Urteilsgründe in ihrer Gesamtheit—eindeutig

erkennen lassen, lediglich um einen offensichtlichen Schreib—

\ fehler° ‘

In der Sache selbst ist zwischen den Parteien streitig, ob

_
der Beklagte berechtigt war‚ mit dem angefochtenen Bescheid

Versorgungsleistungen in einer den Betrag von 224,——-DM

übersteigenden Höhe zurückzufordern° Das Berufungsgericht

ist mit Recht davon ausgegangen‚ daß diese Frage nach 5 47

VeerG zu beurteilen dst; denn diese Vorschrift ist, obwohl

sie erst vom 4° April 4955 an gilt? auf alle im Zeitpunkt

..'7_
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ihres Inkrafttretens anhänéigen Rückforderungsfälle anzuwenden

(BSGin ständiger Rechtsprechung,vgl° BSG; so 254; 5 SO267;

Nach 5 47 Abs, 4 VeerG sind zu Unrecht empfangene Leistungen

zurückzuerstatten° Zu Unrecht ist eine Leistung empfangen, wenn

ein Leistungsanspruch des Jersorgungsempfängers nicht bestanden

hat° Auf Grund eines binde den Bescheides gewährte Versorgungs—

leistungen sind solange

alI

der Bescheid, der ihre rechtliche Grundlage bildet, Bestand hat°

Nach 5 62 BVG werden dieV%rsorgungsbezüge neu festgestellt, wenn

zu Recht empfangen anzusehen, wie

in den Verhältnissen, die ür ihre Feststellung maßgebend gewe—

sen sind, eine
wesentliche\?

derung eintritto Auf die Ausgleichs—

rente ist sonstiges Einkommen anzurechnen° Erhöht sich dieses

Einkommen, so tritt nach 5160 Abs; 2Halbso 2 BVG aF eine Mine

derung oder Entziehung derfAusgleichsrente mit Ablauf des Monats

ein, in dem die Voraussetzungen für die bis dahin gewährten Be—

‚züge weggefallen sindo Nac■ diesen Vorschriften war der Beklag—

te berechtigt, die Witwena sgleichsrente der Klägerin zu 4) vom

40 Mai 4952 an neu festzustellen, da die Witwenrente aus der

Rentenversicherung ihres v rstorbenen Ehemannes rückwirkend ge—

währt wurde und die
Klägerin

zu 4) daher so zu behandeln war,
als habe sie diese schon vom 4° Mai 4952 an bezogena Der Beklag—

te hat von dieser Berechti ng in dem angefochtenen Bescheid
ldadurch Gebrauch gemacht,

EZB

er die der Klägerin zu 4) gewährte

Witwenausgleichsrente mit Wirkung vom 4° Mai 4952 entzogo Auf

Grund der hiernach nicht z beanstandenden rückwirkenden Ent—

ziehung der

Ausgleichsrent£

sind die in der Folgezeit an die

Klägerin zu 4) gezahlten Ausgleichsrentenbeträge in Höhe von

insgesamt 624,—— DM zu Unaecht gewährt worden°

Ob und inwieweit dieser von der Klägerin zu 4) zu Unrecht emp—
fangene Betrag zurückgefordert werden darf, richtet sich, da

die Überzahlung auf einer Wesentlichen Änderung der Verhältnisse

beruht, nach 5 47 Abs° 2 ;eerG in der Fassung vom 2, Mai 4955,

-8—
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(BGBl I 80202)
— aF -„ Auf die Neufassung dieser Vorschrift

durch Artikel II des Ersten Neuordnungsgesetzes vom 27„Juni

4960 (BGBl I 8° 455) kommt es hier nicht an„ Soweit in 5 47

Abs„ 2 VeerG die Worte " wenn der Empfänger wußte oder
wissen mußte, daß ihm die gezahlten Versorgungsbezüge im

Zeitpunkt der Zahlung nicht oder nicht in der bisherigen

Höhe zustanden" durch die Worte "soweit er beim Empfang wußte

oder wissen mußte, daß ihm die Leistung nicht oder nicht in

der gewährten Höhe zustand” ersetzt werden sind, handelt

es sich nicht um eine sachliche Änderung des Gesetzes; in—

soweit hat die Neufassung vielmehr lediglich Unklarheiten

beseitigt, die sich aus der bisherigen Gesetzésfassung er—

geben konnten°

Soweit @ 47 Abso2 VeerG dagegen durch das Erste Neuord—

nungsgesetz dahin erweitert worden ist, daß nunmehr eine

Verpflichtung zur Rückerstattung zu Unrecht empfangener

Leistungen auch besteht, soweit die Rückforderung wegen

der Höhe einer dem Empfänger von einem Träger der Sozial—

versicherung, einem öffentlich—rechtlichen Dienstherrn oder

einer öffentlich-rechtlichen Kasse gewährten Nachzahlung

vertretbar ist, hat der Gesetzgeber einen neuen, dem bis—

herigen Rückforderungsrecht unbekannten Tatbestand geschaf—

feno Durch die Neufassung ist die Rückerstattungspflicht

auf weitere Fälle ausgedehnt worden; insoweit ist der Emp—

fänger zu Unrecht gezahlter Leistungen schlechter gestellt

als nach dem bisherigen Rechto Unter diesen Umständen wäre

für eine rückwirkende Anwendung dieser Neuregelung auf alle

im Zeitpunkt ihres Inkrafttretens (20 Juli 1960; vgl„ Art„IV

@ 4 Abs° 1 Halbso 2 des Ersten Neuordnungsgesetzes) noch

nicht abschließend geregelten Rückforderungsfälle nur dann
‚Raum,

wenn der Gesetzgeber dies ausdrücklich bestimmt hätte°

Da das nicht geschehen ist, ist auf den vorliegenden Fall

5 47 Abso 2 VeerG aF anzuwenden (Anschluß an BSG 15, 56)°

Nach dieser Vorschrift kommt es zunächst darauf an, ob der

_9_
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Empfänger wußte oder Wissenimußte, daß ihm die gezahlten Ver-
sorgunsSbezüae im zeitpunktäder Zahlung nicht oder nicht in
der bisherigen Höhe zustandtn (5 47 Abs° 2 Halbe° 4 VeerG aF)„

Zutreffend, wenn auch ohne
%egründung,

ist das LSG davon ausge—
gangen, daß.für das Wissen der ß■ssenmüsser der Zeitpunkt des
Empfangs der einzelnen Vers‘rgungsbezüge entscheidend ist, nicht
aber der Zeitpunkt derjenigen Zahlung, welche die Überzahlung

der Versorgunssrentebewirkt (BSG45, 56 unter Aufgabeder in
BSG 5 s„ 26? vertretenen ae enteiligen Ansicht)° Insoweit ist
die Rechtslage durch die Ne fassung des 5 47 Abs„ 2 VeerG ein—
deutig klargestellt werden° Das Berufungsgericht hat hierzu fest—
gestellt, daß die Kläger bin zum Eingang des Bescheides der LVA
vom 240 September 1952 keine Kenntnis oder fahrlässige Unkennt—
nis von dem unrechtmäßigen 3ezug der Ausgleichsrente gehabt ha-_
ben, da Sie erst durch dies n Bescheid davon unterrichtet worden
seien, daß ihnen rückwirken Hinterbliebenenrente aus der Renten—
versicherung gewährt werde„ ’

Gegen diese Feststellung wendet sich der Beklagte mit seinem
Vorbringen, die Kläger hätten bereits mit der Stellung ihres
Antrages auf Hinterbliebenehrente bei der LVA erwartet oder er—
warten müssen, daß ihrem trag vom Zeitpunkt der Antragstellung
an entsprochen werden würde; sie hätten ferner auf Grund der in
dem Bewilligungsbescheid des VersorgA enthaltenen Belehrung in
Verbindung mit einem ihnen äusgehändigten Merkblatt über die
Gewährung der Ausgleichsrente wissen müssen, daß für den Fall
der rückwirkenden GeWährunj der LVA—Rentenur noch ein geminder—
ter oder überhaupt kein An pruch mehr auf die Ausgleichsrente
bestehe° Dieser Angriff ge en die Beweiswürdigung des Berufungs-

_gerichts geht fehl°

Ob der Versorgungsempfänger wußte oder wissen mußte, daß ihm die
gezahlten Versorgunssbezüaj nicht oder nicht in der bisherigen

Höhe zustanden, ist nach @h gesamten Umständen des Einzelfalles

-’]o..
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zu beurteilen, wobei insbesondere die Persönlichkeit des

Empfängers, sein Bildungsgrad, seine Einsicht und seine
Einsichtsfähigkeit zu berücksichtigen sind (vgl° BSG 5

So 267; 9 S, 47; 41 So 44), Für die danach zu treffende
-Entscheidung kommt es nicht darauf an, ob der Empfänger
übersehen kann, Wie sich eine Erhöhung seines Eänkommens

' im einzelnen auf die Höhe seiner Versorgungsbezüge aus—
wirkt; vielmehr ist das Wissen oder Wissenmüssen im Sinne

des 5 47 Abs„ @VeerG aF bereits dann anzunehmen, wenn
er erkannt hat oder_bei Anwendung der von ihm zu fordern—

den Sorgfalt erkennen mußte, daß ihm Mittel zugeflossen
sind oder zufließen werden, die als Einkommen anzusehen
sind, und daß dessen Erhöhung eine Minderung oder Ent—
ziehung der Versorgungsleistungen zur Folge hat° Aus der
Tatsache allein, daß der Versorgungsempfänger an der rück-

wirkenden Erhöhung seines Einkommens durch Stellung eines

Antrags auf Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung

mitgewirkt hat, kann jedoch selbst dann nicht ohne weiteres

auf sein Wissen oder Wissenmüssen im Sinne des 5 47 Abs„ 2

VeerG aF geschlossen werden, wenn er darüber belehrt worden

ist, daß Einkommensänderungen anzuzeigen und unrechtmäßig

empfangene Versorgungsbezüge zurückzuerstatten sind, zumal
nicht der Rentenantrag, sondern erst der Bezug der Rente
rechtserheblich ist„ Da der Beklagte weder Tatsachen und
Beweismittel dafür bezeichnet noch auch nur behauptet hat,

aus welchen besonderen Gründen das LSG im vorliegenden Fall

schon aus der Stellung des Antrages auf LVA—Rente und aus
der Belehrung im Versorgungsrentenbescheid die Überzeugung

von der Bösgläubigkeit der Klägerin zu 4) hätte gewinnen
müssen, isü sein Vorbringen nicht geeignet, die vom Beru—

fungsgericht festgestellte innere Tatsache, daß die Kläger

bis zum Empfang des LVA—Bescheides gutgläubig gewesen seien,

zu entkräften„ Das BSG ist daher an die Tatsachenfeststellung

in dem angefochtenen Urteil insoweit gebunden (@ 465 SGG)°
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Für die Zeit bis zum 50, september 1952 kann der Rückforderungs—
anspruch mithin nicht aus

9 47 AbSa 2 H&leätZ " VGI‘WVG aF her-'

geleitet werden°

Für denZeitraumvom« Deäember4952bis zum50" Mai4953hat
das Berufungsgericht den Rä;kforderungsanspruch des Beklagten

nach 5 47 Abs„ 2 Halbe, q eerG aF für begründet gehalten,

weil die Klägerin zu 4) na h Eingang des Bescheides vom 24, Sep—

tember 4952 "etwa ab 10 Oktober 1952" bekannt gewesen sei, daß

_
ihr die Ausgleichsrente ni ht mehr zugestanden habeo Ob das zu—

trifft und ob, wie der Beklagte meint, darüber hinaus auch für

die Monate.0ktober und Novkmber 1952 ein Rückforderungsanspruch

bestanden hat, kann jedoch dahingestellt bleiben, weil in der

Zeit vom 10 Oktober 4952 b's zum 50°Mai 1955 allenfalls eine_

Überzahlung in Höhe von 8 26,“ DM= 208,“ DMentstanden iSta
die Kläger den Bescheid

voE
450 März 1954 aber nur insoweit

angefochten haben, als zu nrecht gewährte Versorgungsleistun—

gen in einer den Betrag

voE
224,4 DMübersteigenden Höhe zurück—

gefordert worden sind°

Nach den weiteren Feststellungen des Berufungsgerichts hat die

Klägerin zu 4) etwa vom qoiJuni 1955 an nicht mehr gewußt oder

‘
wissen müssen, daß ihr diä Ausgleichsrente nicht zustande Das

LSGist hierbei zutreffen‘ von der Erwägung ausgegangen, daß

_
unter bestimmten

Vorausseäßungen
die " vorher vorhandene '

Kenntnis oder fahrlässige‘■nkenntnis des Empfängers von dem

unreehtmäßigen Bezug der Rente von einem späteren Zeitpunkt an

entfallen kann° Die Minderung oder Entziehung der Ausgleich3f

rente bei Erhöhung des
EiAgommens ergibt sich zwingend aus dem

Gesetz (g 60 Abs° 2 Satz Halbsa 2, s 61 Abs„ 4 Satz 5 BVGai“)°ä
daher verpflichtet, dem Versorgungs—

empfänger einen neuen Bee peid zu erteilen, der die veränderte

Sach— und Rechtslage
zumcäusdru6k“bringt

und ihre Leistungen

dieser anpaßt„ Der Empfän$er der Rente darf damit rechnen, daß

die Versorgungsbehörde diéßer Verpflichtung nachkommt° Läßt sie,

Die Versorgungsbehörde is

‚42—
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nachdem der Versorgungsberechtigte eine Änderung seiner Ein—

kommensverhältnisse ordnungsgemäß angezeigt hat, eine unan—

gemessen lange Frist verstreichen, ohne die Versorgungsbe— {
züge neu festzustellen oder wenigstens einen Zwischenbescheid

zu erteilen,_so kann dies das "Wissenmüssen" des *Empfängers(

im Sinne von 5 47 Abs„ 2 Halbs° 1 VeerG aF für die Zeit

nach Ablauf dieser Frist ausschließen (vglo BSG 9_S„ 47)°

Welche Zeitspanne der Versorgungsbehörde für die Neufest—
stellung der Versorgungsbezüge und die Rückforderung zuviel

gezahlter Beträge zuzubilligen ist, ist unter Berücksichti—

gung des das Verhältnis zwischen dem Versorgungsträger und

dem Versorgungsberechtigten beherrschenden Grundsatzes von
Treu und Glauben sowie unter Beachtung der besonderen ge—

setzlichen Bestimmungen und der Verhältnisse des Einzel—

falls zu entscheiden (vgl° BSG aa0)„ Einen Anhaltspunkt

bietet die Sechsmonatsfrist des 5 88 Abso 4 SGG9 vor deren

Ablauf eine Vornahmeklage nicht erhoben werden kann, und die

dem Versorgungsberechtigten für die Anmeldung eines An—

spruchs auf Erhöhung der Rente wegen einer Einkommensminde—

rung eingeräumte gleichlange Frist in 5 60 Abs° 1 Satz 3 und

5 64 Abs° 4 Satz 2 BVG aF„ Regelmäßig wird daher auch der
Versörgungsbehörde eine Frist von sechs Monaten für die Neu—

—
bereohnung der Rente und die Feststellung der Uberzahlung

zuzubilligen sein (BSG aaO)° Ebenso wird in der Regel davon

ausgegangen
werdenkönnen9 daß das "Wissenmüssen" des Ren—

tenempfängers im Sinne von 5 47 Abs„ 2 VeerG aF nach Ab—
lauf der Sechsmonatsfrist entfällt, es sei denn, daß die

Umstände’des Einzelfalles eine andere Beurteilung recht—

fertigen° '

Im vorliegenden Fall hat das Berufungsgericht eine Frist

von sechs Monaten seit dem Eingang der Einkommensänderungs—

anzeige beim VersorgA als angemessen und ausreichend für

;45_
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die Erteilung eines
Neufeststellunngescheides angesehen„ Der

Beklagte wendet zwar dagegen ein, daß diese Frist jedenfalls

für die Jahre 1952 und 1955 zu kurz bemessen sei, weil die

Berliner Versorgungsämter famals besonders stark überlastet

und personell unzureichend besetzt gewesen seien° Diese Rüge

greift jedoch nicht durch, weil das LSG bei der Bemessung der

Frist die damalige Lage
deL

drücklich berücksichtigt hat und seine Entscheidung auch im
.

Versorgungsbehörden in Berlin aus—

übrigen auf zutreffenden s chlichen Erwägungen beruht° Da dar—

über hinaus
gegen die Feststellung des Berufungsgerichts, daß

die Klägerin zu 1) vom 1° £uni 1955 an nicht mehr geWußt habe

oder hätte wissen müssen, aß ihr die Ausgleichsrente nicht

zustand, keine zulässigen nd begründeten Revisionsgründe vor—
gebracht werden sind, ist

Eer
Senat an diese Feststellung ge—

bunden° Nach 5 47 Abs° 2 Halbso 1 VeerG aF durfte der Beklagte

mithin jedenfalls die in d r Zeit vom 1° Mai bis zum 500 Sep—

tember 1952 und vom 1„ Jun' 1955 bis zum 50„ April 1954 über-

zahlte Ausgleichsrente nic t zurückfcrdern°

Der Rückforderungsanspruchädes Beklagten ist auch nicht nach

%47 Abs;2_Halbsatz2 Ver$v\fGaFbegründenNachdieserVor—
schrift kann der zu

Unrecht gezahlte Betrag zurückgefordert

werden, wenn die Rückforde ung wegen der wirtschaftlichen Ver—

hältnisse des Empfängers vertretbar isto Das LSG hat bei der
hiernach anzustellenden P ”fung das Einkommen der Klägerin

gzu 1) in der Zeit vom 1°

2Eril

1952 - dem Zeitpunkt des Be—
ginns der Überzahlung — bi zum 50„Juni 1956 — dem Zeitpunkt,
in dem die Rückforderung

gEtilgt

war — ermittelt, daraus ein

durchschnittliches Monatseinkommen von 224‚— DM errechnet und

diesem Betrag den für dens lben Zeitraum mit 255‚— DM ermittelr

ten monatlichen Durchschnittssatz der ungekürzten Grund— und

—Ausgleichsrente eines Erwe bsunfähigen einschließlich der Er—

höhung gemäß 5 52 Abs() 5 B\G aF für ein von der Klägerin zu 1)

unterhaltenes Kind unter 1? Jahren, den Kläger zu 2), gegenüber-
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gestellt, Da das Durchschnittseinkommen der Klägerin zu 1)
niedriger War als dieser Betrag, hat es die Rückforderung

für wirtschaftlich nicht ver retbar gehalten, Das Berufungs—

gericht hat sich hierbei auf die Verwaltungsvorschrift (VV)
‚

Nr, 11 zu 5 47 VeerG aF gestützt, wonach eine Rückforderung

wegen der wirtschaftlichen Verhältnisse des Versorgungs—

empfängers dann vertretbar ist, wenn ihm netto mehr Ein—

künfte zur Verfügung stehen, als er haben würde, wenn er nur
die ungekürzte Grund— und Ausgleichsrente eines Erwerbsun—

fähigen beziehen'würdea '

Der Beklagte hat die tatsächlichen Feststellungen des LSG

über die Höhe des Einkommens der Klägerin zu 4) mit der
Revision nicht angegriffen, sie binden daher das Revisions—

gericht° Er beanstandet jedoch, daß das LSG das Einkommen

der Klägerin im Zeitraum der Überzahlung und der Rückfor—

derung (4„ April 1952 bis 50° Juni 4956) zum Ausgangspunkt

seiner Entscheidung über die Vertretbarkeit im Sinne des

5 47 Abs, 2 Halbe° 2 VeerG aF genommenhat, während seiner
Ansicht nach nur das Einkommen im Zeitraum der Rückforde—

rung, also frühestens vom 150 März 4954 an, zu berücksich—

tigen ist() Der Senat vermag
insoweit weder der Ansicht des

Beklagten noch der des LSG zu folgen, Der angefochtene Be—

scheid vom 150 März 1954 ist, soweit er die Rückforderung

betrifft, ein Verwaltungsakt ohne Dauerwirkungo Für die

Entscheidung darüber, ob Verwaltungsakte ohne Dauerwirkung,

gegen die eine Aufhebungsklage erhoben worden ist, recht-

mäßig oder rechtswidrig sind, ist die Sach— und Rechtslage

in dem Zeitpunkt maßgebend, in dem die letzte Verwaltungs-
' entscheidung

ergangen ist (BSG 7, 8 Z■ä7 mit weiteren Hin—

weisen)° Im vorliegenden Fall kommt es mithin darauf an,

ob die Rückforderung nach den wirtschaftlichen Verhältnissen

der Klägerin zu 1) zur Zeit der Entscheidung im Vorverfahren,

also im Mai 1954, vertretbar gewesen ist, Daran ändert nichts,
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daß der Beklagte gléichze■tig mit der Feststellung der Rücker—

stattungspflicht verfügt Hat, ein Teil des zu Unrecht gezahlten
Betrages werde in monatli hen Raten von den laufenden Versor—

gungsbezügen einbehalten <Anschluß
an BSG‚ Urteil vom 48° Januar

4964 — 44 RV 4046/60 —)°

Das LSG hat danach bei de _Beurteilung der wirtschaftlichen Ver—

tretbarkeit der

Rückforde■ung

zwar zu Unrecht auf den Zeitraum

von April 4952 bis Juni
4356

abgestellt, jedoch beruht sein

Urteil nicht auf diesem M ngel; denn die Klägerin zu 4) hatte

nach den nicht angegriffeden Feststellungen des LSG auch im

Zeitpunkt des Erlasses des Widerspruchsbescheides (Mai 4954)

mit insgesamt 470,40 DM n r ein Einkommen‚ das geringer war als
_'die ungekürzte Grund— und Ausgleichsrente eines Erwerbsünfähigen,

die sich zu dieser Zeit a‘f 485,— DM zuzüglich 20‚— DM Kinder—

zuschlag belief° Selbst wenn man das Einkommen einige Monate

vor Erlaß des Widerspruchäbescheides vom 5° Mai 4954, etwa von
Januar bis Mai 4954 (Gesaäteinkommen in dieser Zeit 4049,50 DM)

zugrunde legt, hat die
Klägerin

zu 4) durchschnittlich nur ein

Monatseinkommen von
205,90 DM, also ungefähr in Höhe der unge-

kürzten Grund— und Ausgle'chsrente eines Erwerbsunfähigen ge—

habto

Der Senat hatte daher weiter zutprüfen, ob das Berufungsgericht

berechtigt war, bei der E ittlung der Wirtschaftlichen Verhält—

nisse der Klägerin zu 4) ‘ach der VV Nro 44 zu 5 47 VeerG aF

zu verfahren°

Verwaltungsvorschriften enthalten keine authentische Auslegung

des Gesetzes; sie sind daäer nur—anzuwenden, soweit sie mit dem

Gesetz vereinbar sind (BS 6 S° 475, 252; 8 SO 440)0_Wie das BSG

_bereits entschieden hat ( SG 44 S° 44; BSG in SozR VeerG % 47

Bl„ Ca 5 Nr5 8), entspric t die VV Nr° 44 jedenfalls in den Fäl—

len nicht dem Wortlaut un dem Sinn des 5 47 Abs„ 2 Halbe° 2
VeerG aF, in denen die E nkünfte eines zur Rückerstattung zu
Unrecht empfangener Leistungen Verpflichteten die ungekürzte

-qg_
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Grund— und Ausgleichsrehte eines Erwerbsunfähigen über—

steigen° Der Grund hierfür liegt darin, daß durch die Be—
rechnungknach der VV Nr() 11 die wirtschaftlichen Verhält—

nisse nur zu einem Teil, nämlich hinsichtlich der Einnahmen

erfaßt werden, während die Aufwendungen für den Lebens—

unterhalt des Verpflichteten und seiner Familie, die sehr
unterschiedlich hoch sein können, völlig unberücksichtigt

bleiben, Dies ist nach dem eindeutigen Wortlaut des Ge—

setzes nicht zulässig, in derartigen Fällen ist vielmehr

nach den gesamten Umständen des Einzelfalles zu beurtei—

len, ob der Versorgungsempfänger wirtschaftlich so ge—

stellt ist, daß ihm die Rückzahlung zugemutet werden kann,

Die Entscheidungen des BSG aaO lassen offen, welche recht—

.liche Bedeutung der VV Nra 41 zu 5 47 VeerG aF in den

Fällen zukommt, in denen das Einkommen des Rentenempfängers

geringer ist als die ungekürzte Grund— und Ausgleichsrente

eines Erwerbsunfähigeno Nach Ansicht des Senats treffen

insoweit die Erwägungen, die für die Unvereinbarkeit der

VV Nr; 41 mit dem Gesetz in den Fällen sprechen, in denen
die Einkünfte die volle_Grund— und Ausgleichsrente eines

Erwerbsunfähigen übersteigen, nicht zu, Wenn das Einkommen

des Rentenempfängers nicht höher ist als der Betrag, der

bei angemessener Lebensführung erfahrungsgemäß auch im

günstigsten Falle erforderlich ist, um die Lebenshaltungs—

kosten des Versorgungsempfängers und seiner Familie zu

decken, dann liegt kein zwing ender Grund vor, seine Auf-

wendungen im einzelnen zu ermitteln; in derartigen Fällen

kann vielmehr allein aus der Höhe seiner Einkünfte ge—

schlossen werden, daß er wirtschaftlich nicht so gestellt

ist, daß die Rückzahlung überhobener Bezüge von ihm erwar—

tet werden kanna Als geeignete Norm für die Mindesthöhev£

der Aufwendungen, die bei angemessener Lebensführung für

den Lebensunterhalt des Rentenempfängers und seiner Familie

notwendig sind, erscheint hierbei die ungekürzte Grund— und
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_Ausgleichsrente eines Erwejbsunfähigen nach dem BVG; denn sie kann

und soll nur dazu dienen, nstelle des durch die Kriegsfolgen aus-

gefallenen Arbeitsverdiens es des Beschädigten dessen Lebensun—

terhalt und den seiner
Familie

sicherzustellen; sie bezweckt also
ledigliCh die Sicherung der Existenzgrundlage (vgl° BSG 15, 116)°

Die VV Nr° 11 hält sich
soÄit

in den Fällen, in denen das Ein—
‚kommen des Rentenempfängeré niedriger ist als die volle Grund—

und Ausgleichsrente eines rwerbsunfähigen Beschädigten, im Rahmen

des 5 47 Absa 2 VeerG

aFO?DaS

Berufungsgericht hat diese Verwal—

tungsvorschrift mit Recht angewendet und im Ergebnis zutreffend

festgestellt‚ daß die Rück orderung wegen der wirtschaftlichen

Verhältnisse der Klägerin zu 1) nicht vertretbar ist°

Der vom Versorgungsamt geljend gemachte Rückforderungsanspruch

ist hiernach jedenfalls fü die Zeit vom 1° Mai 1952 bis zum
500 September 1952 und vom 1° Juni 1955 bis zum 3500 April 1954‚

dh(’ in Höhe von mindestens 416‚— DM, ungerechtfertigt, so daß

das LSG der auf teilweise Aufhebung des angefochtenen Bescheides

und RüCKzahlung einbehaltener Versorgungsbezüge in Höhe von 4009—

DM gerichteten Klage mit Recht stattgegeben hat„ Die Revision

konnte mithin keinen Erfolg haben und war nach 5 170 Abs„ 1 SGG

als unbegründet zurückzuweiseno

Die Kostenentscheidung ber%ht auf 5 195 SGG„
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